Grundlage für die Kostenfestsetzung
· Kostenfestsetzung erfolgt nach § 197 SGG. 

· Voraussetzung für den Erlass eines Kostenfestsetzungsbeschlusses ist eine entsprechende Grundlage (Kostengrundentscheidung).
· Gem. Meyer-Ladewig, SGG-Kommentar, 8. Aufl., § 197, Rn. 4, 6

· gerichtliche Entscheidung nach §§ 192 ff, 197a SGG

· Vergleich

· Angenommenes Anerkenntnis

( Dies entspricht den in § 199 Nr. 1-3 SGG genannten Titeln, dort wird in Nr. 3

      allerdings nur von gerichtlichen Vergleichen (nicht von außergerichtlichen
      Vergleichen oder angenommenen Vergleichsvorschlägen) gesprochen.

§ 193 Abs. 1 Satz 3 SGG:

„Das Gericht entscheidet auf Antrag durch Beschluss, wenn das Verfahren anders beendet wird.“ => als durch Urteil (Abs. 1 Satz 1)
( hierzu Rn. 2d in Meyer-Ladewig:
bei
· Klagerücknahme

· Angenommenem Anerkenntnis

· Erledigung der Hauptsache
entscheidet das Gericht nach Abs. 1 Satz 3 auf Antrag durch Beschluss.
( Rn 2e in Meyer-Ladewig:
Kostenanerkenntnis möglich, es macht Kostenentscheidung an sich überflüssig; besteht jedoch Rechtsschutzbedürfnis für eine Kostengrundentscheidung (was KfB sein könnte), …. sind dem Anerkennenden die Kosten aufzuerlegen.
Aber: „Entsprechend des Grundgedanken des § 101 Abs. 2 SGG i.V.m. § 193 Abs. 1 Satz 3 SGG ist eine Kostengrundentscheidung durch das Gericht ….. entbehrlich und ein entsprechender Antrag eines Beteiligten mangels Rechtsschutzinteresse unzulässig, wenn der Beklagte die Kostenerstattung dem Grund nach anerkannt und der Kläger dieses Anerkenntnis angenommen hat.“
· SG Stuttgart, Beschluss vom 06.11.2009, S 24 R 6538/09 unter Verweis auf BSG, Beschluss vom 26.03.1992, 7 RAr 104/90

( Verbleiben Klagerücknahme und Erledigung der Hauptsache
      Hier dürfte es unstreitig sein, dass auf Antrag eine Kostengrundentscheidung durch den    

      Richter per Beschluss erlassen werden muss, bevor eine Kostenfestsetzung erfolgen kann.

Was ist ein außergerichtlicher Vergleich bzw. ein vom Richter per Anschreiben vorgeschlagener und von den Parteien angenommener Vergleichsvorschlag?

§ 195 SGG:
· regelt den gerichtlichen Vergleich

· Rn. 4 in Meyer-Ladewig:
· Bei außergerichtlichem Vergleich müssen Beteiligte Prozesshandlung zur Beendigung  

      des Rechtsstreites vornehmen: Klagerücknahme oder Erledigung der Hauptsache
· damit Kostenerstattung auf Antrag nach § 193 (also Erlass einer  

             Kostengrundentscheidung vor Kostenfestsetzung erforderlich). Dabei ist 

             Kostenregelung im außergerichtlichen Vergleich zu berücksichtigen.
· Verweis auf § 101 Rn. 18:
( außergerichtlicher Vergleich beendet Rechtsstreit nicht unmittelbar, hierzu ist   

      vielmehr zusätzlich Prozesshandlung erforderlich.

( Tatsächliche Beendigung des Rechtsstreites bei außergerichtlichen 

     Vergleichen (oder angenommenen Vergleichsvorschlägen) ist also 
     Klagerücknahme oder Erledigung der Hauptsache, nicht ein Vergleich!

      Rn. 18a in Meyer-Ladewig:
      Bei Klagerücknahme oder Erledigung der Hauptsache ergeht  

      Kostengrundentscheidung nach § 193 SGG, wobei der Kostenregelung im Vergleich 
      Rechnung zu tragen ist; 
      bei vorliegender Kostenvereinbarung besteht i.d.R. kein Bedürfnis für eine 
      Kostenentscheidung

      ( Das kann aber nur bei gerichtlichen Vergleichen gelten, weil der außergerichtliche

           Vergleich oder auch die Annahme des richterlichen Vergleichsvorschlages gerade 

            keine Beendigung des Rechtsstreites darstellen.
      ( Verweis auf § 106 VwGO:

           „Um den Rechtsstreit vollständig oder zum Teil zu erledigen, können die Beteiligten 

           zur Niederschrift des Gerichts oder des beauftragten oder ersuchten Richters einen 

           Vergleich schließen, soweit sie über den Gegenstand des Vergleichs verfügen können. 

           Ein gerichtlicher Vergleich kann auch dadurch geschlossen werden, daß die 
           Beteiligten einen in der Form eines Beschlusses ergangenen Vorschlag des 

           Gerichts, des Vorsitzenden oder des Berichterstatters schriftlich gegenüber dem
           Gericht annehmen.“

(  Das wäre kein Mehraufwand für Richter, Geschäftsstelle und Verfahrensbeteiligte zur 
      bisherigen Verfahrensweise. Der Richter macht einfach sein Anschreiben in 
      Beschlussform.

      § 197 Rnd. 4 in Meyer-Ladewig:
      Fehlt gerichtliche Kostenentscheidung ist Kostenfestsetzung wirkungslos.

· Und genau das machen wir z.Z. bei den außergerichtlichen Vergleichen! Es hat nur noch keiner gemerkt und Rechtsmittel eingelegt.

